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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand zwischen Januar 1981 und Septem-
ber 1982 und lag der Tübinger Juristenfakultät im Wintersemester 
1982/83 als Dissertation vor. Leider konnten weder zwischenzeitlich er-
schienene Rechtsprechung und Literatur noch die allerneuesten Ent-
wicklungen zu Art. 293 EGStGB verarbeitet werden. 

Besonders gefördert wurde das vorliegende Werk von Prof. Dr. Bau-
mann, an dessen Lehrstuhl für Straf-, Strafprozeß- und Zivilprozeß-
recht ich vor und während der Entstehung der Arbeit beschäftigt war. 
Ihm gilt mein besonderer Dank für alle Unterstützung und Ermutigung. 

Wertvolle Hinweise über den Community Service konnte ich freund-
licherweise bei einem mehrtägigen Besuch des Community Service Of-
fice in Gwent, Wales, gewinnen. Dort, vor Ort, bei Besichtigung ver-
schiedener Projekte, wurde mir vor allem der Gemeinnützigkeitsaspekt 
des Community Service in seinen praktischen Auswirkungen vorstell-
bar. 

Zu guter Letzt gilt mein Dank all jenen, die mir mit Rat, Tat und viel 
Geduld bei der Entstehung dieser "Arbeit über die Arbeit" geholfen 
haben, vor allem bei den doch recht umfangreichen Tipp- und Korrek-
turarbeiten. 

Reutlingen, im Februar 1983 

Michael Pfahl 
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A. Einleitung - Aktualität der Diskussion 
über die gemeinnützige Arbeit 

Die Diskussion um die Sanktions alternative gemeinnützige Arbeit ist 
nicht neu. Sie schien auch, nachdem der Gesetzgeber die ihm zu weit 
gehende Forderung des § 52 AE nicht übernommen und sich statt des-
sen mit der etwas halbherzigen Lösung des Art. 293 EGStGB begnügt 
hatte, zunächst beendet. 

In jüngster Zeit ist die Auseinandersetzung jedoch wieder aufge-
flammt. So fordert Bemmann die Einführung einer "Dienstleistungs-
strafe"l, Weber bedauert die Beschränktheit und mangelnde Umsetzung 
des Art.293 EGStGB in die Praxis2 , Baumann und Rolinski fordern 
eine weitergehende Nutzung der Chance des Art. 293 EGStGB3, Gre-
bing, Roxin und Jung plädieren generell für die Nutzbarmachung der 
Sanktionsalternative "gemeinnützige Arbeit"4. 

Die Hintergründe für die erneute Beschäftigung mit einer derartigen 
Sanktion sind vielfältig. 

Am augenfälligsten ist zunächst der Rekurs auf die kurzfristige Frei-
heitsstrafe. Ihre Schädlichkeit gehört gewissermaßen zum Gemeinwis-
sen der heutigen Strafrechtslehre5• Dennoch hielt der Gesetzgeber sie 
zum einen in § 47 für unentbehrlich~, zum anderen ließ er sie, seinen 
eigenen Intentionen zuwider, mittelbar über die §§ 48 und 43 zu. 

Unbestritten wurden über Geldstrafe und Strafaussetzung zur Be-
währung große Schritte zur Eindämmung der kurzfristigen Freiheits-
strafe getan, die jedoch nicht davon entheben, für den "traurigen Rest" 

1 Bemmann in Festschrift für Schaffstein, S. 211. 
2 U. Weber in Gedächtnisschrift für H. Schröder, S.175. 
3 Baumann in MKrim 79, 290; Rolinski in MKrim 81, 52. 
4 Grebing, Die Geldstrafe im deutschen Recht, S. 141 ff.; ders., Die Geld-

strafe in rechtsvergleichender Darstellung, S. 1227 f.; Roxin in JA 80, 545; 
Jung in ZRP 81, 36. 

5 Vgl. dazu schon v. Liszt, Aufsätze, Bd. I, S. 340,511. 
6 Schon in der Diskussion im Sonderausschuß wurde die kurzfristige Frei-

heitsstrafe überwiegend für unentbehrlich angesehen (Prot. d. So IV, S. 71 ff., 
197 ff.). Dies bestätigte sich dann auch im Abstimmungsergebnis (Prot. d. So 
IV, S.201). Vgl. zur praktischen Bedeutung des § 47 nach dem 2. StrRG die 
Antwort der Bundesregierung in BT-Drs. VIIII4130, S.3: Der Anteil der zu 
Freiheitsstrafen unter sechs Monaten Verurteilten, gemessen an der Gesamt-
zahl aller Verurteilten, beträgt demnach 1,7 - 1,8 Ofo. 

2 Pfohl 



18 A. Einleitung 

mit kleinen Schritten nach Alternativen zu suchen. Dies ist nicht zu-
letzt im Zusammenhang mit entsprechenden internationalen Bestre-
bungen zu sehen, Sanktionsalternativen zur Freiheitsstrafe zu entwer-
fen und zu erproben7• 

Auch zeigt das Geldstrafensystem, das die Freiheitsstrafe weitest-
gehend abgelöst hat, noch Schwachstellen. 

So führt zum einen die Uneinbringlichkeit der Geldstrafe über § 43 
wieder zur kurzfristigen Freiheitsstrafe. Daß es sich dabei um keine 
quantite negligeable handelt, zeigt die in den letzten Jahren konstante 
Quote von 4 - 5 % eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßenden Personen, ge-
messen am Gesamtanteil aller sich im Strafvollzug befindlichen Er-
wachsenen8 • Die Bundesregierung sieht jedoch (wenig reformfreudig) 
keinen Anlaß, die Ersatzfreiheitsstrafe durch andere Sanktionen zu 
ersetzen'. 

Zum anderen steht zwar die general präventive Wirkung der Geld-
strafe außer Zweifel, spezial präventive Gesichtspunkte in Form einer 
pädagogischen Einwirkung kommen jedoch zu kurz. Sicherlich, über 
die Geldstrafe wurde weitgehend die kurzfristige Freiheitsstrafe be-
seitigt, insofern also ein Erfolg in spezialpräventiver Hinsicht erzielt. 
Auch nimmt sich ihre zuletzt bei durchschnittlich 26 % angesetzte Rück-
fall quote gut aus10• Nur, auch bei ihr notwendige, aktiv-positive Ein-
wirkungsmöglichkeiten sind nicht gegebentt . 

In einigen Fällen scheint die Geldstrafe ihren Sanktionszweck gar 
nicht erreichen zu können. Dies am deutlichsten in Folge der unglück-
lichen Nichtübernahme einer § 49 III S. 2 AE entsprechenden Regelung, 
die vor allem bei Freiberuflichen zu nicht übersehbaren Vergünstigun-
gen führen kann. Zwar könnte auch § 49 III S.2 AE keine Gewähr für 
das Zutreffen der Bemessungsgrundlagen bieten, da diese Vorschrift 
eine Abhängigkeit von den der Bank bzw. den Steuerbehörden (nicht 
immer unbedingt richtigen) zur Verfügung stehenden Unterlagen be-

7 Vgl. Resolution 8 der Beschlüsse des 6. Kongresses der Vereinten Natio-
nen über die Verbrechensverhütung und die Behandlung von Straftätern in 
ZStW 93 (1981), 375. 

8 Vgl. hierzu die Rechtspflegestatistik des Statistischen Bundesamtes, Reihe 
4, Strafvollzug, 1980, S. 18 f.; 1979, S. 18 f.; 1978, S. 18 f.; 1977, S. 16 f.; 1976, 
S. 24 f.; kommentiert von Albrecht in MKrim 81, 266; Dölling in NStZ 81, 86; 
Eisenberg, Kriminologie, S. 249 f.; Heinz in MKrim 81, 169; Kaiser, Krimino-
logie, S.306; Schöch in ZStW 92 (1980), 171; U. Weber in Gedächtnisschrift für 
H. Schröder, S. 180. 

9 BT-Drs. VIII/4130, S.6. 
10 Näher dazu Albrecht in MKrim 81, 272 ff. 
tt Zu bedauern ist vor allem, daß die in §§ 56, 42 AE vorgesehene Verbin-

dung der Geldstrafe mit Weisungen nicht Gesetz wurde. Vgl. statt vieler 
Baumann, Strafrecht AT, S. 636. 
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inhaltet. Auf jeden Fall böte sie jedoch eine tauglichere Grundlage für 
die Bemessung als das geltende Recht1!. 

Probleme mit der Erreichung des Sanktionszwecks können sich in 
einzelnen Fällen auch aus der faktischen Vertretbarkeit der Geldstrafe 
ergeben. Als beliebtes Beispiel hierzu sei nur an den Zuhälter erinnert, 
der eine Geldstrafe dadurch finanziert, daß er auf einen höheren Um-
satz seiner .. Schützlinge" drängt. Oder aber man denke an jene Fälle, 
in denen ein anderer, z. B. die zu treusorgende Mutter, die Geldstrafe 
begleicht. Ob dem mit § 258 11 begegnet werden kann, ist bekanntlich 
zweifelhaft13• 

Wenig zufriedenstellend ist auch die gegenwärtige Lösung jener Fälle, 
in denen eine Geldstrafe mangels Einkommen bzw. mangelnder Zah-
lungsbereitschaft des Täters wenig Sinn hat. Genannt seien Fälle wie-
derholter Unterhaltspflichtverletzungen nach § 170 b, in denen zwar § 47 
uneingeschränkt gelten solP4, in der Praxis jedoch häufig auf eine kurz-
fristige Freiheitsstrafe, die zur Bewährung ausgesetzt wird, ausgewichen 
wird. 

Ein Weg, der im Bereich der mittleren Kriminalität in der Regel be-
schritten zu werden scheint. Geldstrafen werden hier nur sehr zurück-
haltend angewandt15• Und die hier in der Praxis dominierende Straf-
aussetzung zur Bewährung erweist sich, zumindest in spezialpräven-
tiver Hinsicht, nicht immer als glücklich. Zum einen läuft sie Gefahr, 
über § 56 f I doch zur Vollstreckung der unerwünschten kurzfristigen 
Freiheitsstrafe zu führen. Zum anderen setzt sie den Verurteilten unter 
den Druck des .. Schwebezustandes" einer doch möglichen Freiheitsstra-
fenverbüßung, obwohl u. U. ein eher seine Fähigkeiten stimulierender 
Ansatz angebracht wäre. 

Von den hier oft kriminalpädagogisch sinnvollen und auch rechtlich 
möglichen bewährungsbegleitenden Maßnahmen wird relativ wenig 
Gebrauch gemacht, wofür auch die überlastung der Bewährungshilfe 
eine Rolle spielen dürfte16• 

Aber auch am unteren Ende unserer Sanktionenskala, im Bereich der 
Bagatellkriminalität, stellen die existierenden Reaktionsmöglichkeiten 

12 So auch Baumann, Strafrecht AT, S.637; Göhler in NJW 74, 829 Fn.63; 
Grebing in ZStW 88 (1976), 1049 ff., 1097 ff.; Jescheck, Strafrecht AT, S.632; 
Schöch in ZStW 92 (1980), 171 sowie Albrecht, Strafzumessung und Vollstrek-
kung bei Geldstrafen, S. 323 f. als kriminalpolitische Schlußfolgerung seiner 
umfassenden empirischen Untersuchung. 

13 Vgl. S/S / Srree § 258, Rdnr.28. 
14 BT-Drs. VI/1552, S. 12; vgl. zur Praxis jedoch etwa Kiwull, S. 82. 
16 Vgl. dazu Albrecht, Strafzumessung, S. 199 ff.; Göppinger, S. 366 f.; BT-

Drs. VIIII4130, S.5. 
16 Näher dazu Göppinger, S. 375 ff. 
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